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Sophie Rosenbohm* 
Verhandelte Arbeitnehmerbeteiligung.  
Ein empirischer Vergleich der Formen vor und nach der 
Gründung einer Europäischen Aktiengesellschaft** 
Zusammenfassung – Mit der Europäischen Aktiengesellschaft steht den Unternehmen im 
Europäischen Wirtschaftsraum eine supranationale Rechtsform zur Verfügung, mit der sie ihre 
grenzüberschreitenden Aktivitäten auf Gemeinschaftsebene neu ordnen können. Im Rahmen 
der Gründung einer Europäischen Aktiengesellschaft müssen Management- und Arbeitneh-
mervertreter durch Verhandlungen festlegen, wie die Arbeitnehmer auf künftige Unterneh-
mensentscheidungen Einfluss nehmen können. In diesem Beitrag werden anhand einer Daten-
bankanalyse und zweier Fallstudien die Aushandlungsprozesse zwischen Management- und 
Arbeitnehmervertretern und die daraus resultierenden Ergebnisse und ihre Wirkungen unter-
sucht. Dabei zeigen die Ergebnisse, dass sich unterschiedliche Entwicklungspfade in den Un-
ternehmen identifizieren lassen, da die Verhandlungen auf den jeweiligen Austauschbeziehun-
gen zwischen Management und Arbeitnehmern in den einzelnen Unternehmen aufbauen und 
in spezifische strukturelle und organisationale Kontexte eingebettet sind. 

Negotiated Forms of Employee Involvement. An Empirical Analysis  
before and after the Establishment of a European Company  
Abstract – The European Company is a supranational legal form that enables companies in 
the European Economic Area to reorganize their cross-border activities on a European-wide 
basis. The creation of a European Company requires negotiations between management and 
employee representatives on employee involvement. Based on a database analysis and two case 
studies, this article examines these negotiation processes, their outcomes and impacts. The 
analysis shows that different development paths can be identified because the negotiations are 
built upon company-specific industrial relations practices and are embedded in specific struc-
tural and organizational contexts. 
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1.  Einleitung 
1.1  Ausgangslage 
Durch EU-Gemeinschaftsrecht1 können seit 2004 grenzüberschreitend tätige Unter-
nehmen im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) die supranationale Rechtsform der 
Europäischen Aktiengesellschaft (Societas Europaea – SE) als Alternative zu den nati-
onalstaatlichen Gesellschaftsformen wählen. Die Schaffung der Europäischen Aktien-
gesellschaft steht im Kontext der Vollendung des Europäischen Binnenmarktes, in-
dem grenzüberschreitend tätigen Unternehmen die Möglichkeit gegeben wird, eine 
Neuordnung ihrer Tätigkeiten auf Gemeinschaftsebene durchzuführen (vgl. SE-
Verordnung). Neben einer erleichterten Sitzverlegung innerhalb des EWRs gelten vor 
allem vereinfachte Unternehmensstrukturen und einheitliche Berichtspflichten als 
Vorteil der SE (vgl. Keller 2002: 425; Gold/Schwimbersky 2008: 47).  

Die Etablierung und Ausgestaltung der SE war seit dem ersten Kommissionsvor-
schlag aus dem Jahr 1970 unter den Mitgliedstaaten und Sozialpartnern grundsätzlich 
umstritten, wobei in der mehr als 30 Jahre andauernden Debatte vor allem die Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer im Mittelpunkt der Diskussion stand (für einen Über-
blick vgl. Fetzer 2010; Gold/Schwimbersky 2008; Keller 2002; Sorge 2006; Weiss 
2007). Ursprünglich war beabsichtigt, für die Europäische Aktiengesellschaft ein ein-
heitliches System zur Beteiligung der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit operieren-
den Unternehmen zu schaffen. Die historisch gewachsenen Unterschiede zwischen 
den Mitgliedstaaten und die zunehmende Heterogenisierung der Europäischen Ge-
meinschaft durch den Beitritt weiterer Staaten machten eine einheitliche Regelung auf 
europäischer Ebene allerdings schwierig. Nachdem alle Vorschläge für eine Harmoni-
sierung gescheitert waren, wurde die Debatte erst in den 1990er Jahren durch die Ver-
abschiedung der Richtlinie über Europäische Betriebsräte und eine von der Europäi-
schen Kommission eingesetzte Sachverständigenkommission wiederbelebt. Anknüp-
fend an die Empfehlungen der Sachverständigenkommission einigten sich die Mit-
gliedstaaten im Jahr 2001 schließlich auf eine Verhandlungslösung, bei der die Arbeit-
nehmerbeteiligung zwischen der Unternehmensleitung und Arbeitnehmervertretern 
im Rahmen des SE-Gründungsprozesses ausgehandelt und in einer Beteiligungsver-
einbarung schriftlich fixiert wird.  

Die SE-Richtlinie ist insgesamt stark durch prozedurale Normen gekennzeichnet, 
da sie keine materiellen Normen für die Arbeitnehmerbeteiligung vorgibt, sondern 
Verfahrensregeln beschreibt, nach denen die Verhandlungen in den Unternehmen 
auszugestalten sind; sie fügt sich damit in den prozedural ausgestalteten Regulie-
rungsmodus auf europäischer Ebene ein (vgl. Keller/Werner 2012; Lecher et al. 2001: 
30 ff.). Das heißt, ähnlich wie bei der Richtlinie über Europäische Betriebsräte wird 
ein Steuerungsmechanismus etabliert, bei dem nichtstaatliche Akteure die Regeln de-
zentral und autonom festgelegen, anstatt dass sie durch staatliche Vorgaben verbind-
lich geregelt werden. Somit handeln Management- und Arbeitnehmervertreter im 
                                                           
1  Verordnung über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) und Richtlinie zur Er-

gänzung des Statuts der Europäischen Gesellschaft hinsichtlich der Beteiligung der Ar-
beitnehmer; im Jahr 2001 verabschiedet und seit 2004 in Kraft. 
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Rahmen von SE-Gründungen Normen aus, wie Arbeitnehmer auf europäischer Ebe-
ne an Unternehmensentscheidungen beteiligt werden, legen fest, welche Formen des 
sozialen Handelns angemessen sind, und schaffen dadurch Erwartungssicherheit für 
ihr Handeln.  

Seit 2004 hat sich die Zahl der registrierten SE im Europäischen Wirtschaftsraum 
kontinuierlich erhöht. Laut den Angaben der European Company Database (ECDB)2 
des Europäischen Gewerkschaftsinstituts (ETUI) existierten im Januar 2013 insgesamt 
1.600 SE im Europäischen Wirtschaftsraum. Davon konnten bislang 234 Unterneh-
men als sogenannte normale SE3 identifiziert werden, die sowohl wirtschaftliche Akti-
vitäten aufweisen als auch mehr als fünf Beschäftigte haben. Darunter befinden sich 
auch einige bekannte europäische Unternehmen wie Allianz, BASF, MAN, Strabag, 
BP Europa und Deichmann. Dies zeigt, dass verhandelte Beteiligungsformen bereits 
heute für mehrere hunderttausend Beschäftigte im Europäischen Wirtschaftsraum 
Gültigkeit besitzen, und unterstreicht deren Bedeutung für die Entwicklung der Ar-
beitsbeziehungen in europäischen Unternehmen. Bisherige Forschungsergebnisse (vgl. 
z.B. Eidenmüller et al. 2009, 2012; Keller/Werner 2008, 2010, 2012; Rehfeldt et al. 
2011) bieten einen ersten Überblick über verhandelte Beteiligungsformen in Europä-
ischen Aktiengesellschaften. Allerdings liegen keine gesicherten Aussagen zur quanti-
tativen Verbreitung unterschiedlicher SE-Beteiligungsformen vor, da bislang ein sys-
tematischer und umfassender Vergleich der Arbeitnehmerbeteiligungsformen vor und 
nach der SE-Gründung auf Unternehmensebene fehlt. Darüber hinaus liegen kaum 
Erkenntnisse zur Beteiligungspraxis in SE vor, da sich die vorliegenden Fallstudien 
(vgl. z.B. Fulton 2011; Klambauer 2008; Rehfeldt 2011; Telljohann 2011) aufgrund der 
kurzen Zeitspanne, in der die SE existiert, vor allem auf den Aushandlungsprozess 
konzentriert haben. Hinsichtlich der Wirkungen von SE-Gründungen kommen die 
Untersuchungen zudem zu widersprüchlichen Ergebnissen: Während manche Auto-
ren betonen, dass die SE zur Umgehung bzw. flexibleren Ausgestaltung nationalstaat-
licher Mitbestimmungsgesetze (Eidenmüller et al. 2009, 2012; Ernst & Young 2009) 
oder zum Einfrieren eines bestimmten Mitbestimmungsniveaus im Aufsichtsrat 
(Keller/Werner 2010, 2012; Köstler/Werner 2007) genutzt werde, wird von anderen 
Autoren herausgestellt, dass dies kein verbreiteter Trend sei (Conchon 2011; Köstler 
2009; Rehfeldt et al. 2011) bzw. eine SE-Gründung auch zu einer Verbesserung der 
Beteiligungsmöglichkeiten von Arbeitnehmern auf europäischer Ebene führen könne 
(Stollt/Kluge 2011).  

                                                           
2  Es gibt keine amtliche Statistik der EU über gegründete SE. Die einzige umfangreiche 

Informationsquelle, die auch Informationen über die Arbeitnehmerbeteiligung in SE be-
reitstellt, ist die ECDB des ETUI. 

3  Des Weiteren werden sogenannte leere SE (SE mit wirtschaftlichen Aktivitäten, aber mit 
keinen oder weniger als fünf Beschäftigten) und UFO- bzw. Vorrats-SE (SE über die kei-
ne weiteren Informationen vorliegen bzw. SE, die als Unternehmensmäntel zur späteren 
Aktivierung gegründet wurden und aktuell weder Arbeitnehmer beschäftigen noch wirt-
schaftliche Aktivitäten aufweisen) unterschieden (vgl. ETUI 2013). 
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1.2  Problemstellung 
Hieran anknüpfend zielt der vorliegende Beitrag darauf ab, die Aushandlungsprozesse 
zwischen Management- und Arbeitnehmervertretern und die daraus resultierenden 
Ergebnisse und ihre Wirkungen näher zu analysieren. Dabei liegt der Fokus auf nor-
malen SE mit Sitz in Deutschland, da hier zum einen die deutliche Mehrzahl der SE 
mit ausgehandelten Arbeitnehmerbeteiligungsformen angesiedelt ist (vgl. Abschnitt 3) 
und zum anderen die Bedeutung der Europäisierung für die nationale Institution der 
Unternehmensmitbestimmung kontrovers diskutiert wird (vgl. z.B. Arbeitskreis Un-
ternehmerische Mitbestimmung 2009; BDA 2012; BDA/BDI 2004; DGB 2004; 
Kommission zur Modernisierung der deutschen Unternehmensmitbestimmung 2006; 
Teichmann 2008; Weiss 2010). In diesem Zusammenhang widmet sich der Beitrag der 
Frage, ob die bislang in den Unternehmen praktizierten und institutionalisierten For-
men der Arbeitnehmerbeteiligung durch die im Rahmen einer SE-Gründung stattfin-
denden Verhandlungen verändert werden oder ob sie tendenziell eher rekodifiziert 
und dadurch stabilisiert werden. Darüber hinaus wird erörtert, welche Wirkungen die 
verhandelten Normen entfalten und welche Beteiligungspraxis sich in den untersuch-
ten Unternehmen entwickelt hat. Allgemein knüpft der Beitrag damit an die Debatte 
um „institutional work“ (Lawrence/Suddaby 2006; Lawrence et al. 2009) und die Fra-
ge an, welche Rolle Akteure bei der Schaffung, der Aufrechterhaltung bzw. Reproduk-
tion und der Zerstörung bzw. dem Aufbrechen von Institutionen spielen, und ver-
knüpft diese mit Überlegungen des negotiated order-Ansatzes (Strauss 1978; vgl. auch 
Ellguth/Trinczek 1995; Wirth 2000). Empirisch basiert die Untersuchung auf quanti-
tativ und qualitativ erhobenen Daten sowohl über die Struktur und Verbreitung der 
Arbeitnehmerbeteiligungsformen in Europäischen Aktiengesellschaften als auch über 
die Verhandlungen im Rahmen von SE-Gründungen.  

Der Beitrag ist wie folgt gegliedert. Zum besseren Verständnis werden zunächst 
die grundlegenden Bestimmungen zur Arbeitnehmerbeteiligung in der SE kurz zu-
sammengefasst (2). Anschließend werden mittels einer entwickelten Typologie die 
Arbeitnehmerbeteiligungsformen in den Unternehmen vor und nach der SE-
Gründung verglichen, um Veränderungen durch eine SE-Gründung erfassen zu kön-
nen (3). Daran anknüpfend wird im vierten Abschnitt der Verhandlungsprozess 
exemplarisch anhand zweier Fallstudien analysiert, bevor abschließend die zentralen 
Ergebnisse zusammengefasst und diskutiert werden (5).  

2. Arbeitnehmerbeteiligung in der SE 
Der Arbeitnehmerbeteiligung kommt in der SE-Gründungsphase eine besondere 
Bedeutung zu, da eine SE erst dann im Handelsregister des Sitzlandes eingetragen 
werden kann, wenn durch Verhandlungen versucht wurde, eine Vereinbarung über die 
Beteiligung der Arbeitnehmer abzuschließen (vgl. Art. 12 Abs. 2 SEVO).4 Laut SE-
Richtlinie wird als Arbeitnehmerbeteiligung „jedes Verfahren – einschließlich der Un-
terrichtung, der Anhörung und der Mitbestimmung –, durch das die Vertreter der 
Arbeitnehmer auf die Beschlussfassung innerhalb der Gesellschaft Einfluss nehmen 
                                                           
4  Zur Frage der Arbeitnehmerbeteiligung bei der Gründung einer Vorrats-SE vgl. Köstler 

2011: 34 f.; Urteil des OLG Düsseldorf vom 30.03.2009. 
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können“ (Art. 2 lit. h SERL) verstanden.5 In der SE-Richtlinie wird die Verhandlungs-
lösung von einer Auffangregelung flankiert, die zum Tragen kommt, falls die Ver-
handlungen scheitern oder die Verhandlungspartner ihre Anwendung beschließen 
sollten (s.u. für die einzelnen Verhandlungsszenarien). In diesem Zusammenhang 
wurde auf Drängen der Mitgliedstaaten mit einem höheren Mitbestimmungsniveau 
eine Vorher-Nachher-Regelung eingeführt, die unter bestimmten Umständen eine 
Unterschreitung des bestehenden Mitbestimmungsniveaus in Unternehmensorganen 
verhindert (vgl. Weiss 2007: 223). Zugleich ist – vor allem als Zugeständnis an die 
Mitgliedstaaten ohne unternehmerische Mitbestimmung – auch eine Null-Lösung 
möglich, so dass es in einer SE keine Unternehmensmitbestimmung geben muss, 
wenn zuvor in den beteiligten Unternehmen diese nicht bestanden hat. Es ist wichtig 
zu betonen, dass sich bei der SE eine Zu- oder Abnahme der Beschäftigtenzahlen 
nicht auf das Mitbestimmungsniveau im Aufsichtsrat auswirkt. Schwellenwerte wie in 
den deutschen Mitbestimmungsgesetzen existieren nicht, so dass mit einer SE-
Umwandlung das bisherige Mitbestimmungsniveau festgeschrieben werden kann, 
wenn in der abgeschlossenen Vereinbarung nichts Gegenteiliges bestimmt ist.  

Während auf der Arbeitgeberseite die Verhandlungen von der Unternehmenslei-
tung geführt werden, wird die Arbeitnehmerseite durch ein besonderes Verhandlungs-
gremium (BVG) vertreten, das sich entsprechend der Beschäftigtenzahl in den einzel-
nen Mitgliedstaaten zusammensetzt. Zwei Bereiche sind Gegenstand der Verhandlun-
gen zwischen der Unternehmensleitung und dem BVG: Zum einen die Einrichtung 
eines europäischen Vertretungsorgans oder Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung und zum 
anderen die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichts- bzw. Verwaltungsorgan der SE. 
Unberührt bleibt hingegen die Ebene der betrieblichen Mitbestimmung, die weiterhin 
nach den jeweils spezifischen nationalen gesetzlichen Regelungen und Gepflogenhei-
                                                           
5  Unter Unterrichtung wird „die Unterrichtung des Organs zur Vertretung der Arbeitneh-

mer und/oder der Arbeitnehmervertreter durch das zuständige Organ der SE über Ange-
legenheiten, die die SE selbst oder eine ihrer Tochtergesellschaften oder einen ihrer Be-
triebe in einem anderen Mitgliedstaat betreffen oder die über die Befugnisse der Ent-
scheidungsorgane auf der Ebene des einzelnen Mitgliedstaats hinausgehen, wobei Zeit-
punkt, Form und Inhalt der Unterrichtung den Arbeitnehmervertretern eine eingehende 
Prüfung der möglichen Auswirkungen und gegebenenfalls die Vorbereitung von Anhö-
rungen mit dem zuständigen Organ der SE ermöglichen müssen“ (Art. 2 lit. i SERL), ver-
standen. Als Anhörung gilt „die Einrichtung eines Dialogs und eines Meinungsaustauschs 
zwischen dem Organ zur Vertretung der Arbeitnehmer und/oder den Arbeitnehmerver-
tretern und dem zuständigen Organ der SE, wobei Zeitpunkt, Form und Inhalt der An-
hörung den Arbeitnehmervertretern auf der Grundlage der erfolgten Unterrichtung eine 
Stellungnahme zu den geplanten Maßnahmen des zuständigen Organs ermöglichen müs-
sen, die im Rahmen des Entscheidungsprozesses innerhalb der SE berücksichtigt werden 
kann“ (Art. 2 lit. j SERL). Unter Mitbestimmung wird hingegen „die Einflussnahme des 
Organs zur Vertretung der Arbeitnehmer und/oder der Arbeitnehmervertreter auf die 
Angelegenheiten einer Gesellschaft durch die Wahrnehmung des Rechts, einen Teil der 
Mitglieder des Aufsichts- oder des Verwaltungsorgans der Gesellschaft zu wählen oder zu 
bestellen oder die Wahrnehmung des Rechts, die Bestellung eines Teils der oder aller Mit-
glieder des Aufsichts- oder des Verwaltungsorgans der Gesellschaft zu empfehlen und/ 
oder abzulehnen“ (Art. 2 lit. k SERL), verstanden. 
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ten bestimmt wird (vgl. hierzu und im Folgenden die SE-Richtlinie; Köstler 2011). 
Grundsätzlich können drei Verhandlungsszenarien unterschieden werden:  

Erstens kann das BVG die Nicht-Aufnahme oder den Abbruch der Verhandlun-
gen beschließen. In diesem Fall kommt auch die Auffangregelung nicht zum Tragen, 
so dass es weder ein Informations- und Konsultationsgremium auf Grundlage der SE-
Richtlinie noch Mitbestimmung im Aufsichts- oder Verwaltungsorgan der SE gibt. 
Falls das Unternehmen der EBR-Richtlinie unterliegt, kann allerdings nachrangig ein 
Europäischer Betriebsrat gegründet werden. Wird eine SE auf dem Weg der Umwand-
lung gegründet, entfällt diese Verhandlungsoption, wenn in der umzuwandelnden 
Gesellschaft zuvor Mitbestimmung bestanden hat.6 

Zweitens können die Unternehmensleitung und das BVG eine Vereinbarung über 
die Beteiligung der Arbeitnehmer nach Artikel 4 der SE-Richtlinie abschließen. Dabei 
besitzen die Verhandlungsparteien hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung der Ver-
einbarung Verhandlungsautonomie, da die Richtlinie lediglich vorgibt, welche Berei-
che in der Vereinbarung zu regeln sind (u.a. Zusammensetzung und Befugnisse des 
Vertretungsorgans, bereitzustellende finanzielle und materielle Mittel, Anzahl der Ar-
beitnehmervertreter in den Aufsichts- oder Verwaltungsorganen, Laufzeit), sie selbst 
aber keine materiellen Normen dafür vorgibt. Während im Umwandlungsfall eine 
Minderung der Mitbestimmungsrechte – gemessen am Anteil der Arbeitnehmervertre-
ter im Aufsichts- bzw. Verwaltungsorgan – ausgeschlossen ist, ist eine Unterschrei-
tung des Mitbestimmungsniveaus bei den anderen Gründungsformen prinzipiell mög-
lich, wenn das BVG dies beschließen sollte.7 

Drittens können die Verhandlungsparteien die Anwendung der Auffanglösung 
beschließen, die auch zum Tragen kommt, falls bis zum Ablauf des Verhandlungs-
zeitraums (sechs Monate, maximal verlängerbar auf 12 Monate) keine Einigung er-
zielt wurde. Die Auffanglösung umfasst sowohl Regelungen zum Vertretungsorgan 
als auch zur Mitbestimmung im Aufsichts- und Verwaltungsrat. Letzteres wird aller-
dings nur dann zwingend angewendet, wenn im Umwandlungsfall zuvor Mitbe-
stimmungsrechte bestanden haben oder wenn bei den anderen Gründungsformen 
                                                           
6  Eine SE kann auf vier Wegen gegründet werden:   

- durch Umwandlung (eine Aktiengesellschaft kann sich in eine SE umwandeln, wenn seit 
zwei Jahren ein Tochterunternehmen in einem anderen Mitgliedstaat besteht),   
- durch Fusion (Aktiengesellschaften aus mindestens zwei Mitgliedstaaten gründen durch 
Verschmelzung eine SE),   
- als Holding-SE (Aktiengesellschaften oder GmbHs aus mindestens zwei Mitgliedstaaten 
bilden eine Holding-SE) oder   
- als Tochter-SE (Gesellschaften und juristische Personen aus mindestens zwei Mitglied-
staaten gründen eine Tochter-SE) (vgl. Köstler 2011: 16). 

7  Das BVG muss dies mit doppelter Zwei-Drittel-Mehrheit beschließen, wenn sich bei 
einer Verschmelzung die zuvor bestehende Mitbestimmung auf mind. 25 Prozent bzw. 
bei der Gründung einer Holding- oder Tochter-SE auf mind. 50 Prozent aller Arbeit-
nehmer der beteiligten Gesellschaften erstreckt hat (vgl. Art. 3 Abs. 4 SERL). Falls diese 
Schwellenwerte nicht erreicht werden, kann das BVG den Beschluss zur Minderung der 
Mitbestimmungsrechte mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder, die zugleich die ab-
solute Mehrheit der Arbeitnehmer vertritt, fassen. 
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ein bestimmter Anteil der Arbeitnehmer davon erfasst war (für die Schwellenwerte 
vgl. Fußnote 7).  

3. Arbeitnehmerbeteiligung vor und nach der SE-Gründung –  
Ein quantitativer Überblick 

3.1  Datengrundlage 
Im Folgenden wird analysiert, welche Arbeitnehmerbeteiligungsformen zwischen 
Management- und Arbeitnehmervertretern im Rahmen der SE-Gründung ausgehan-
delt wurden und wie sich diese von den Beteiligungsformen unterscheiden, die vor der 
SE-Gründung in den Unternehmen bestanden haben. Um die Ausgangssituation in 
den Untersuchungen angemessen vergleichen zu können, konzentriert sich die Unter-
suchung ausschließlich auf die in Deutschland ansässigen und gegründeten SE. Trotz 
der Begrenzung des Untersuchungssamples kann ein relevanter Anteil aller existieren-
der SE erfasst werden, da rund die Hälfte aller normalen SE und knapp 80 Prozent 
der SE, in denen eine Beteiligungsvereinbarung abgeschlossen wurde bzw. die Auf-
fanglösung zum Tragen gekommen ist, ihren Unternehmenssitz in Deutschland haben 
(vgl. ETUI 2013).  

Um die Situation vor und nach der SE-Gründung vergleichen zu können, wurde 
eine Datenbank aller in Deutschland gegründeten und ansässigen SE, die zum Jahres-
ende 2011 existierten, erstellt. Die Datenbank basiert auf der ECDB des ETUI, die 
um weitere Informationen aus den abgeschlossenen Beteiligungsvereinbarungen, SE-
Gründungsplänen, Satzungen, Geschäftsberichten und Pressemitteilungen der Unter-
nehmen ergänzt wurde, und enthält sowohl Angaben zu den Arbeitnehmerbeteili-
gungsformen vor und nach der SE-Gründung als auch zu den Strukturmerkmalen der 
Unternehmen (u.a. Unternehmensgröße gemessen an der Arbeitnehmerzahl im EWR, 
Branche, SE-Gründungsform). Insgesamt konnten 87 SE in die Analyse einbezogen 
werden.8 

Tabelle 1 dokumentiert die Verteilung zentraler Merkmale für das Untersu-
chungssample. Dabei zeigt sich, dass sich weder für die Unternehmensgröße noch bei 
der Branchenzugehörigkeit eine eindeutige Tendenz erkennen lässt. So gehören annä-
hernd gleich viele SE dem Dienstleistungssektor und dem verarbeitendem Gewerbe 
an. Insbesondere fällt auf, dass die Rechtsform der SE nicht allein auf Großunter-
nehmen mit mehreren tausend Beschäftigten im EWR beschränkt ist, sondern sich 
auch kleine Unternehmen mit weniger als 500 Mitarbeitern im EWR für die SE ent-
scheiden. Dass die Rechtsform der SE nicht nur für große multinationale Konzerne 
von Bedeutung ist, spiegelt sich auch darin wider, dass rund die Hälfte der untersuch-
ten Fälle ganz oder mehrheitlich im Besitz einer oder mehrerer Familien ist, die Ein-
fluss auf die Geschäftsführung ausüben können. Hingegen ist nur ein knappes Drittel 
der SE im Untersuchungssample börsennotiert. Alle untersuchten SE wurden zwi-

                                                           
8  Zum Jahresende 2011 hatten 97 SE ihren Unternehmenssitz in Deutschland. Vier Unter-

nehmen wurden nicht in die Analyse einbezogen, weil sie zwar in Deutschland angesiedelt 
sind, aber aufgrund einer Sitzverlagerung ursprünglich nicht in Deutschland gegründet 
wurden. Außerdem wurden sechs weitere Fälle aufgrund von nicht verfügbaren Daten aus 
der Analyse ausgeschlossen; darunter vier SE, die 2011 registriert wurden. 



Industrielle Beziehungen, 20(1): 8-35 DOI 10.1688/1862-0035_IndB_2013_01_Rosenbohm  15 

schen 2006 und 2011 gegründet, wobei nach einer Anfangsphase vor allem im Jahr 
2008 eine Zunahme der Registrierungen zu verzeichnen war (vgl. Tab. 2).  
Tab. 1:  Verteilung ausgewählter Variablen im Untersuchungssample (n=87) 

Arbeitnehmerzahl (EWR)  n % 
unter 100  9 10 
100-499  18 21 
500-1999  21 24 
2000-4999  25 29 
5000-9999  7 8 
über 10000  7 8 
Gesamt  87 100 

Branche    
Baugewerbe  4 5 
Energieversorgung  2 2 
Finanz- und Versicherungsdienstleistungen  8 9 
Handel  13 15 
sonst. Dienstleistungen  15 17 
Verarbeitendes Gewerbe  43 49 
Verkehr und Lagerei  2 2 
Gesamt  87 99 

Börsennotierung  27 31 

Familienunternehmen  45 52 

Quelle: ECDB und eigene Recherchen 
 

Tab. 2:  Jahr der SE-Gründung im Untersuchungssample (n=87) 

 

2006 2007 2008 2009 2010 2011 
6 11 22 17 18 13 

Quelle: ECDB 
 

3.2  Veränderungstypen 
Durch die Verhandlungen im Rahmen von SE-Gründungen wird in den Unterneh-
men eine Entscheidungssituation geschaffen – verstanden als critical juncture oder 
window of opportunity –, die sowohl Veränderungen an den bisher existierenden 
Beteiligungsformen im Sinne eines Pfadwechsels bzw. einer Pfadanpassung als auch 
die Bestätigung der bisherigen Beteiligungsformen im Sinne einer Pfadstabilisierung 
ermöglicht (vgl. Beyer 2005; Ebbinghaus 2009). Dabei bauen die Verhandlungen je-
weils auf den spezifischen Austauschbeziehungen zwischen Management und Arbeit-
nehmern in den einzelnen Unternehmen auf und sind in strukturelle und organisatio-
nale Kontexte eingebettet (vgl. Strauss 1978; vgl. auch Wirth 2000). Dementsprechend 
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ist davon auszugehen, dass sich eine SE-Gründung nicht in jedem Unternehmen in 
gleichem Maße auf die bestehenden Arbeitnehmerbeteiligungsformen auswirken 
muss, sondern sich unterschiedliche Entwicklungspfade identifizieren lassen.  

Vor diesem Hintergrund ist eine ex ante-Typologie entwickelt worden, um die 
Wirkungen der SE-Gründungen auf die Arbeitnehmerbeteiligungsformen zusammen-
fassend darstellen zu können (vgl. Tab. 3). Die einzelnen Typen unterscheiden sich 
danach, ob die bisher praktizierten Formen der Arbeitnehmerbeteiligung verändert 
bzw. reproduziert werden und wie stark das jeweilige Beteiligungsniveau ausgeprägt 
ist. Das Beteiligungsniveau wird dabei an der Existenz von Mitbestimmung im Auf-
sichts- oder Verwaltungsrat und eines europäischen Informations- und Konsultations-
gremiums vor und nach SE-Gründung gemessen, da dies die beiden Ebenen sind, 
über die im Rahmen einer SE-Gründung verhandelt wird. Von einem hohen Beteili-
gungsniveau wird ausgegangen, wenn sowohl ein europäisches Informations- und Kon-
sultationsgremium als auch Mitbestimmung im Aufsichts- oder Verwaltungsrat existie-
ren. Von einem mittleren Beteiligungsniveau wird ausgegangen, wenn entweder ein europä-
isches Informations- und Konsultationsgremium oder Mitbestimmung im Aufsichts- 
oder Verwaltungsrat existieren. Ein niedriges Beteiligungsniveau liegt schließlich vor, wenn 
weder ein europäisches Informations- und Konsultationsgremium noch Mitbestim-
mung im Aufsichts- oder Verwaltungsrat existieren. Es ist wichtig anzumerken, dass 
mit dieser Analyse nur die formalen Beteiligungsmöglichkeiten erfasst werden und 
keine Aussage über die tatsächlich gelebte Praxis und das Ausschöpfen der Einfluss-
möglichkeiten in den Unternehmen getroffen wird.  
Tab. 3:  Veränderungstypen 

 

PFADREPRODUKTION 
Typ 1a: hoch - hoch 
Typ 1b: mittel - mittel 
Typ 1c: niedrig - niedrig 

PFADWECHSEL 
Ausbau 

Typ 2a: mittel - hoch 
Typ 2b: niedrig - mittel 
Typ 2c: niedrig - hoch 

Abbau 
Typ 3a:  hoch  - mittel  
Typ 3b:  hoch  - niedrig  
Typ 3c:  mittel - niedrig  

 
Die Veränderungstypen können wie folgt beschrieben werden: Typ 1a und 1b zeich-
nen sich durch eine Pfadreproduktion auf einem hohen bzw. mittleren Beteiligungs-
niveau aus, da im Zuge der SE-Gründung keine Veränderungen hinsichtlich der Exis-
tenz von Beteiligungsformen beobachtet werden können. Demnach existiert hier so-
wohl vor als auch nach SE-Gründung Mitbestimmung im Aufsichts- oder Verwal-
tungsrat und/oder ein europäisches Informations- und Konsultationsgremium. Ähn-
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lich wie die beiden ersten Typen zeichnet sich auch Typ 1c durch eine Reproduktion 
des Status quo aus. Allerdings geschieht dies im Gegensatz zum ersten Typ auf einem 
niedrigeren Beteiligungsniveau, da hier zu beiden Zeitpunkten weder ein europäisches 
Informations- und Konsultationsgremium noch Mitbestimmung im Aufsichtsrat exis-
tierte. In diesem Fall wird somit im Zuge der SE-Gründung das Nicht-Vorhandensein 
von Beteiligungsmöglichkeiten auf diesen beiden Ebenen reproduziert. Im Gegensatz 
zu den ersten drei Typen zeichnen sich die übrigen Typen durch einen Pfadwechsel 
aus, da sich hier hinsichtlich der Existenz von Arbeitnehmerbeteiligungsformen im 
Rahmen der SE-Gründung Veränderungen ergeben. Während dies bei Typ 2a, 2b und 
2c zu einem Ausbau der formalen Beteiligungsmöglichkeiten führt, indem durch die 
Verhandlung im Zuge der SE-Gründung gänzlich neue Beteiligungsformen etabliert 
werden, kommt es bei den Typen 3a, 3b und 3c zu einem Abbau von formalen Betei-
ligungsmöglichkeiten, da Beteiligungsformen nach der SE-Gründung nicht mehr be-
stehen bzw. stark eingeschränkt wurden. Auf Basis der erstellten Datenbank und ent-
sprechend den vor und nach der SE-Gründung existierenden Beteiligungsformen 
wurden die SE den ex ante gebildeten Veränderungstypen zugeordnet.  
Tab. 4:  Charakteristische Merkmale der Veränderungstypen9

 

 Typ 1a Typ 1b Typ 1c Typ 2a Typ 2b 
Fallzahlen (12) (3) (38) (17) (17) 
IK-Gremium vorher EBR (EBR) - - - 
IK-Gremium SE SE-BR / EBR (SE-BR) - SE-BR SE-BR 
Mitbestimmung vorher ja (ja) - ja - 
Mitbestimmung SE ja (ja) - ja - 
AN-Zahl (EWR) > 5000 < 2000 < 500 < 5000 < 2000 

Branche verarb.  
Gewerbe gemischt DL / verarb. 

Gewerbe 
verarb.  

Gewerbe 
Handel /  

verarb. Gewerbe 
Organstruktur dualistisch beides beides dualistisch dualistisch 
Börsennotiert (in %) 50% - 18% 41% 41% 
Familienunternehmen (in %) 8% 67% 53% 53% 76% 
 
Dem ersten Veränderungstyp konnten insgesamt 12 Unternehmen zugeordnet wer-
den, bei denen es im Zuge der SE-Gründung hinsichtlich der Existenz von Beteili-
gungsmöglichkeiten zu keinen grundlegenden Veränderungen gekommen ist. In allen 
Unternehmen dieser Gruppe existierte schon vor der SE-Gründung mit einem Euro-
päischen Betriebsrat (EBR) ein Vertretungsorgan zur Unterrichtung und Anhörung in 
grenzüberschreitenden Angelegenheiten und auch nach der SE-Gründung wurde 
daran festgehalten. Während in zwei Fällen der existierende EBR beibehalten wurde, 
wurde in den anderen zehn Fällen der EBR durch einen SE-Betriebsrat (SE-BR) er-
setzt (vgl. Tab. 4). Auch wenn sich in diesen Fällen nicht grundlegend etwas an der 
Existenz eines Vertretungsorgans zur Unterrichtung und Anhörung geändert hat, 
führten die Neuverhandlungen oftmals zu veränderten Zuständigkeiten und Kompe-
                                                           
9  Falls nicht anders angegeben, zeichnen sich jeweils mehr als 50 Prozent der Unternehmen 

durch diese Merkmale aus. 
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tenzen und gingen in der Regel mit einer geänderten Zusammensetzung des Vertre-
tungsorgans einher. So hat die ergänzende Analyse der SE- und EBR-Vereinbarungen 
gezeigt, dass in vielen Fällen die Anzahl der Sitzungen erhöht und der Themenkatalog 
der Unterrichtung und Anhörung erweitert wurde. Zudem wählt der SE-Betriebsrat in 
den meisten Unternehmen dieser Gruppe die Arbeitnehmervertreter für den Auf-
sichtsrat, so dass sich auch hier neue Zuständigkeiten im Vergleich zu den vorher 
existierenden EBRs ergeben haben (vgl. auch Rose/Köstler 2011).  

Auch hinsichtlich der Existenz der Unternehmensmitbestimmung ergeben sich 
für diese Gruppe keine grundsätzlichen Veränderungen, da Mitbestimmungsmöglich-
keiten im Aufsichtsrat sowohl vor als auch nach der SE-Gründung bestanden haben. 
So besteht in acht Unternehmen eine paritätische Mitbestimmung im Aufsichtsrat10 
und in vier Unternehmen entfällt ein Drittel der Aufsichtsratssitze auf die Arbeitneh-
mer. 11  Während sich in keinem Unternehmen der Anteil der Arbeitnehmer- und 
Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat verändert hat, ist allerdings in sechs Fällen die 
Größe des Aufsichtsrats im Rahmen der SE-Gründung verkleinert worden, so dass 
sich die absolute Anzahl der Vertreter beider Seiten verringert hat. Dies wird aller-
dings nicht als eine Beschränkung von Mitbestimmungsrechten im engeren Sinne 
verstanden, da Arbeitnehmer- und Anteilseignervertreter gleichermaßen davon betrof-
fen sind (vgl. Keller/Werner 2012: 16). In einigen Fällen hat die SE-Gründung auch 
zu einer veränderten Zusammensetzung der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
geführt. Zum einen ist es in elf Fällen zu einer Internationalisierung der Arbeitneh-
merseite gekommen, da nun nicht mehr nur Arbeitnehmervertreter aus Deutschland, 
sondern auch aus anderen europäischen Ländern im Aufsichtsrat vertreten sind. Zum 
anderen hat sich in manchen Fällen durch die Verkleinerung des Aufsichtsrates die 
Anzahl der externen Gewerkschaftsvertreter verringert. Im Unterschied zu Typ 2a 
sind aber in den meisten Unternehmen dieser Gruppe externe Gewerkschaftsvertreter 
im Aufsichtsrat vertreten. Die bivariate Zusammenhangsanalyse mit den Struktur-
merkmalen der Unternehmen zeigt, dass dieser Gruppe mehrheitlich größere Unter-
nehmen des verarbeitenden Gewerbes angehören. Darüber hinaus zeigt sich, dass die 
Hälfte der Unternehmen dieser Gruppe börsennotiert ist und alle SE eine dualistische 
Organstruktur mit Vorstand und Aufsichtsrat besitzen (vgl. Tab. 4).  

Drei SE wurden dem Typ 1b zugeordnet, der sich ebenfalls durch eine Pfadre-
produktion auszeichnet. Im Unterschied zum Typ 1a haben diese Unternehmen ein 
mittleres Beteiligungsniveau, da hier vor und nach der SE-Gründung ein Vertretungs-
organ zur Unterrichtung und Anhörung in grenzüberschreitenden Angelegenheiten 
(zwei Unternehmen) oder Mitbestimmung im Aufsichtsrat (ein Unternehmen mit 
einer Drittelbeteiligung) existiert hat. Hinsichtlich der Strukturmerkmale der Unter-
nehmen ergibt sich für diese Gruppe aufgrund der geringen Fallzahl ein weniger ein-
heitliches Bild. So gehören zwei Unternehmen dem Dienstleistungssektor an, während 
ein Unternehmen dem verarbeitenden Gewerbe zuzuordnen ist. Zudem haben zwei 
                                                           
10  Diese Unternehmen unterlagen vor der SE-Gründung dem deutschen Mitbestimmungs-

gesetz von 1976. 
11  Diese Unternehmen unterlagen vor der SE-Gründung dem deutschen Drittelbeteili-

gungsgesetz. 
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Unternehmen eine dualistische – darunter das Unternehmen, bei dem die Arbeitneh-
mer im Aufsichtsrat vertreten sind – und ein Unternehmen eine monistische Organ-
struktur. Keins der drei Unternehmen, die dem Typ 1b zugeordnet wurden, ist hinge-
gen börsennotiert (vgl. Tab. 4).  

Insgesamt zeichnen sich 38 Fälle durch eine Reproduktion des bisherigen Ent-
wicklungspfades auf einem niedrigen Beteiligungsniveau aus, so dass diese dem Typ 1c 
zugeordnet wurden. In dieser Gruppe finden sich zum einen die Unternehmen wieder, 
bei denen entweder durch die Nicht-Aufnahme oder den Abbruch der Verhandlungen 
keine Beteiligungsvereinbarung abgeschlossen wurde (27 Fälle). In diesen Unterneh-
men existierte zu beiden Zeitpunkten weder ein Vertretungsorgan zur Unterrichtung 
und Anhörung in grenzüberschreitenden Angelegenheiten noch Mitbestimmung im 
Aufsichts- oder Verwaltungsorgan, so dass hier eine Reproduktion des Nicht-Vor-
handenseins von Beteiligungsmöglichkeiten auf diesen Ebenen zu konstatieren ist. 
Zum anderen wurden auch die Unternehmen diesem Typ zugeordnet, bei denen sich 
Management- und Arbeitnehmervertreter auf ein anderes Verfahren zur Unterrich-
tung und Anhörung geeinigt haben, dieses aber keinen grenzüberschreitenden Charak-
ter aufweist (11 Fälle). In diesen Unternehmen wurden die Unterrichtungs- und An-
hörungsrechte in grenzüberschreitenden Angelegenheiten bspw. auf den nach dem 
deutschen Betriebsverfassungsgesetz bestehenden Betriebsrat am Sitz der Hauptver-
waltung des Unternehmens oder den Wirtschaftsausschuss übertragen. In anderen 
Fällen wurde vereinbart, dass die Mitarbeiter an den einzelnen Standorten direkt von 
der Unternehmensleitung informiert werden. In keinem dieser Fälle ist somit beab-
sichtigt, dass sich Arbeitnehmervertreter aus unterschiedlichen Ländern regelmäßig 
treffen, austauschen und in einen gemeinsamen Dialog mit dem Management treten.  

Bei den Unternehmen des Typs 1c handelt es sich in der Mehrzahl der Fälle um 
mittelständische Familienunternehmen, die weniger als 500 Arbeitnehmer im EWR 
beschäftigen. Nur eine Minderheit der SE dieser Gruppe ist zudem börsennotiert. 
Nahezu gleich viele Unternehmen gehören dem verarbeitenden Gewerbe oder dem 
Dienstleistungssektor an. Ein ähnliches Bild ergibt sich hinsichtlich der Organstruktur. 
Während sich die Hälfte der Unternehmen im Rahmen der SE-Gründung für eine 
monistische Struktur mit einem Verwaltungsrat entschieden hat, haben die anderen 
die dualistische Struktur mit Vorstand und Aufsichtsrat beibehalten (vgl. Tab. 4).  

Anzeichen für einen Pfadwechsel in Richtung eines Ausbaus von Beteiligungs-
möglichkeiten fanden sich bei 34 Unternehmen, die Typ 2a (17 SE) und Typ 2b (17 
SE) zugeordnet wurden. Diese Unternehmen zeichnen sich dadurch aus, dass im 
Rahmen der SE-Gründung erstmals ein Vertretungsorgan zur Unterrichtung und 
Anhörung in grenzüberschreitenden Angelegenheiten geschaffen wurde. Somit ent-
steht in diesen Unternehmen eine neue Beteiligungsebene, so dass sich Arbeitnehmer-
vertreter aus verschiedenen Ländern regelmäßig austauschen und von der Unterneh-
mensleitung über Entwicklungen im Unternehmen informiert und angehört werden 
können.  

Die beiden Gruppen unterscheiden sich hinsichtlich der Unternehmensmitbe-
stimmung: Während bei den Unternehmen des Typs 2b weder vor noch nach der SE-
Gründung Mitbestimmung im Aufsichts- oder Verwaltungsrat bestanden hat, ist dies 
in den Unternehmen des Typs 2a zu beiden Zeitpunkten der Fall gewesen. Im Unter-
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schied zu den Unternehmen des Typs 1a, bei denen mehrheitlich eine paritätische 
Mitbestimmung besteht, wird bei der Mehrzahl dieser SE allerdings nur ein Drittel der 
Sitze im Aufsichts- oder Verwaltungsrat mit Arbeitnehmervertretern besetzt.12 Bei den 
meisten SE, die dem Typ 2a zugeordnet wurden, hat sich der Anteil der Arbeitneh-
mer- und Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat durch die SE-Gründung nicht verän-
dert. Allerdings wurde in einem Fall durch die SE-Gründung der Anteil zu Gunsten 
der Arbeitnehmervertreter leicht erhöht.13 Im Unterschied zu den SE, die dem Typ 1a 
zugeordnet wurden, ist es in keinem Fall zu einer Aufsichtsratsverkleinerung gekom-
men. Ein weiterer Unterschied zu Typ 1a besteht darin, dass nur in wenigen Fällen 
Arbeitnehmervertreter anderer europäischer Länder und externe Gewerkschaftsmit-
glieder im Aufsichts- oder Verwaltungsrat der SE vertreten sind, so dass es sich bei 
den Arbeitnehmervertreter der Unternehmen des Typs 2a mehrheitlich um deutsche 
Beschäftigte der Unternehmen handelt. Auffällig ist, dass in knapp der Hälfte der 
Unternehmen dieser Gruppe die SE-Gründung kurz vor dem Erreichen der im Mit-
bestimmungsgesetz von 1976 festgelegten Schwelle von 2.000 Arbeitnehmern erfolgt 
ist. So hatten insgesamt acht Unternehmen, die zuvor dem Drittelbeteiligungsgesetz 
unterlagen, zum Zeitpunkt der SE-Gründung mehr als 1.700 Beschäftigte in Deutsch-
land, darunter vier Unternehmen mit mehr als 1.900 Arbeitnehmern. Diese Daten 
weisen darauf hin, dass in diesen Fällen die SE-Gründung möglicherweise erfolgt ist, 
um die bestehende Drittelbeteiligung auch beim Überschreiten der Schwelle von 2.000 
Arbeitnehmern in Deutschland beibehalten zu können.  

Die weitere Analyse zeigt, dass dem Typ 2a tendenziell größere Unternehmen an-
gehören, die weniger als 5.000 Arbeitnehmer im EWR beschäftigen und in der Mehr-
zahl der Fälle dem verarbeitenden Gewerbe angehören. Rund 40 Prozent der Unter-
nehmen dieser Gruppe sind börsennotiert und bis auf eine Ausnahme besitzen alle 
Unternehmen eine dualistische Organstruktur mit Vorstand und Aufsichtsrat. Im 
Unterschied dazu gehören dem Typ 2b eher mittelgroße Unternehmen an – die Mehr-
zahl der Fälle beschäftigt weniger als 2.000 Arbeitnehmer im EWR –, die mehrheitlich 
im Bereich des Handels oder des verarbeitenden Gewerbes tätig sind. Drei Viertel 
dieser Unternehmen sind zudem ganz oder mehrheitlich im Besitz einer oder mehre-
rer Familien (vgl. Tab. 4).  

Den anderen Typen (2c, 3a-c) konnte hingegen kein Unternehmen zugeordnet 
werden. Insbesondere wurde keine Rücknahme von bestehenden Beteiligungsformen 
beobachtet, da bei den untersuchten SE kein Fall identifiziert werden konnte, in dem 
das BVG für eine Minderung der Mitbestimmungsrechte votiert hat. Dieses Ergebnis 
ist sicherlich auch auf die Bestimmungen der SE-Richtlinie zurückzuführen, denn 

                                                           
12  In 14 Unternehmen besteht eine Drittelbeteiligung im Aufsichtsrat und in einem Unter-

nehmen der Gruppe besetzen die Arbeitnehmer 40 Prozent der Aufsichtsratssitze. All 
diese Unternehmen unterlagen vor der SE-Gründung dem deutschen Drittelbeteiligungs-
gesetz. In den übrigen zwei Unternehmen, die vor der SE-Gründung dem deutschen Mit-
bestimmungsgesetz von 1976 unterlagen, besteht eine paritätische Mitbestimmung. 

13  Während vor der SE-Gründung drei Arbeitnehmervertreter in einem neunköpfigen Auf-
sichtsrat vertreten waren, sind in der SE nun vier Arbeitnehmervertreter in einem zehn-
köpfigen Gremium vertreten. 
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obwohl eine Absenkung des Mitbestimmungsniveaus prinzipiell nicht ausgeschlossen 
ist, sind die Möglichkeiten dazu bei bestimmten SE-Gründungsformen durch das 
Vorher-Nachher-Prinzip eingeschränkt (vgl. Abschnitt 2).  

3.3  Zwischenfazit 
Wie die vorliegenden empirischen Befunde zeigen, lassen sich unterschiedliche Verän-
derungstypen identifizieren. In der Mehrzahl der Fälle ist es zu einer Konservierung 
der bestehenden Arrangements gekommen, indem entweder an einem europäischen 
Vertretungsorgan zur Unterrichtung und Anhörung und der Mitbestimmung im Auf-
sichtsrat festgehalten worden ist oder indem das generelle Nicht-Vorhandensein von 
Arbeitnehmerbeteiligung auf diesen Ebenen reproduziert wurde. In einer Reihe von 
Unternehmen sind durch die erstmalige Einrichtung eines europäischen Informations- 
und Konsultationsgremiums aber auch gänzlich neue Beteiligungsformen auf europäi-
scher Ebene entstanden. Die Analyse zeigt somit, dass sich Veränderungen vor allem 
auf der Ebene des Informations- und Konsultationsgremiums ergeben haben, wäh-
rend sich hinsichtlich des Vorhandenseins der Mitbestimmung im Aufsichts- oder 
Verwaltungsrat keine grundlegenden Änderungen festzustellen sind. Zum einen be-
steht die unternehmerische Mitbestimmung dort fort, wo sie auch bereits vor der SE-
Gründung existiert hat. Zum anderen konnte kein Fall identifiziert werden, bei dem es 
durch die SE-Gründung zur erstmaligen Einführung oder zu einer Beschränkung der 
Mitbestimmung im Aufsichts- oder Verwaltungsrat gekommen ist. In diesem Zusam-
menhang ist allerdings einschränkend anzumerken, dass sich in einigen Unternehmen 
die Anzahl und Zusammensetzung der Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- bzw. 
Verwaltungsrat verändert hat, so dass sich aus dieser Binnenperspektive heraus durch-
aus Anpassungen vollzogen haben.  

Anzeichen deuten darauf hin, dass in einigen Fällen das Einfrieren oder Ver-
meiden der Unternehmensmitbestimmung bei der Gründung einer SE eine Rolle 
gespielt haben mag. So zeigt die Auswertung der Daten, dass bei rund einem Drittel 
der bis Ende 2011 registrierten normalen Europäischen Aktiengesellschaften die SE-
Gründung kurz vor dem Erreichen der mitbestimmungsrelevanten Schwellenwerten 
von 500 oder 2.000 Arbeitnehmern in Deutschland erfolgt ist (vgl. hierzu auch Kel-
ler/Werner 2009; Köstler 2012).14 Wie die Auswertung zeigt, scheint insbesondere 
bei einigen Unternehmen des Typs 2a die Konservierung der Drittelbeteiligung von 
Bedeutung zu sein. Hinweise auf eine vorsorgliche Vermeidung der Unterneh-
mensmitbestimmung finden sich aber auch bei Unternehmen ohne Unternehmens-
mitbestimmung, die den Typen 1b, 1c und 2b zugeordnet wurden und bei denen die 
SE-Gründung ebenfalls vor dem Erreichen der mitbestimmungsrelevanten Schwel-
lenwerte erfolgt ist.  

                                                           
14  Dass dies von Bedeutung ist, zeigt auch die Analyse aller im Gesamtprojekt untersuchten 

18 Europäischen Aktiengesellschaften. Wie die Interviews mit den Management- und Ar-
beitnehmervertretern zeigten, war in knapp der Hälfte der Fälle eine vorauseilende Mit-
bestimmungsflucht oder das Einfrieren eines bestimmten Mitbestimmungsniveaus aus-
schlaggebender Grund für die SE-Gründung. 
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Kritisch ist anzumerken, dass auf Grundlage dieser Analyse zwar wichtige Er-
kenntnisse über die quantitative Verbreitung unterschiedlicher Beteiligungsformen 
gewonnen werden konnten, dass sich aber weder Aussagen zu den dahinterstehenden 
Verhandlungsprozessen noch über die tatsächliche Beteiligungspraxis sowie die sub-
jektiven Wahrnehmungen der Akteure treffen lassen. Darüber hinaus bleibt auch die 
Frage offen, ob die SE-Gründungen tatsächlich aus mitbestimmungsbezogenen Über-
legungen erfolgt sind, wie die SE-Gründungen vor dem Erreichen der relevanten 
Schwellenwerte vermuten lassen, oder andere Gründe, wie beispielsweise vereinfachte 
Unternehmensstrukturen, dafür ausschlaggebend waren. Um diese Lücken zu schlie-
ßen, werden im Folgenden der Verhandlungsprozess, die Beteiligungspraxis und die 
Motivlagen zur Gründung einer SE anhand von zwei Fallbeispielen analysiert.  

4. Verhandelte Arbeitnehmerbeteiligung –  
Erkenntnisse aus zwei Fallstudien 

Gerade um die Verhandlungsergebnisse und Wirkungszusammenhänge verstehen und 
nachvollziehen zu können, wird eine ergänzende Analyse der Verhandlungsprozesse 
als notwendig erachtet. Anknüpfend an die Überlegungen des negotiated order-
Ansatzes wird davon ausgegangen, dass die Verhandlungen nicht allein durch die Stra-
tegien der Akteure beeinflusst werden, sondern in strukturelle, organisationale und 
Verhandlungskontexte eingebettet sind, die handlungsstrukturierend wirken und so 
den Verhandlungsverlauf und die Ergebnisse beeinflussen (Strauss 1978; vgl. auch 
Wirth 2000). Der Ansatz bietet einen guten Anknüpfungspunkt, um zu analysieren, 
wie die Akteure im Rahmen der SE-Verhandlungen eine soziale Ordnung hervorbrin-
gen, indem sie neue Beteiligungsnormen entwickeln und bestehende Beteiligungsnor-
men verändern oder reproduzieren – verstanden als eine Form von „institutional 
work“ (Lawrence/Suddaby 2006; Lawrence et al. 2009) –, ohne dabei deren Einbet-
tung in strukturelle Kontexte zu vernachlässigen.  

Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden die Verhandlungsprozesse und 
die Beteiligungspraxis exemplarisch in zwei SE analysiert.15 Dabei stellen die ausge-
wählten Unternehmen hinsichtlich der Verhandlungen und Beteiligungspraxis zwei 
kontrastierende Fälle dar, die anschaulich die unterschiedlichen Motivlagen, Verhand-
lungsverläufe und -ergebnisse verdeutlichen. Der Vergleich der beiden Fälle bietet sich 
darüber hinaus an, da die SE-Gründung zum selben Zeitpunkt erfolgte und somit ein 
ähnlicher zeitlicher Erfahrungshorizont mit den verhandelten Beteiligungsformen in 
den Unternehmen besteht. Die Fallanalysen basieren auf leitfadengestützten Inter-
views mit den an den Verhandlungen beteiligten Akteuren und einer ergänzenden 

                                                           
15  Die hier dargestellten Fälle sind Teil eines größeren Forschungsprojektes, in dessen Rah-

men zwischen Juni 2011 und April 2012 insgesamt 34 Interviews mit Management- und 
Arbeitnehmervertretern in 18 Europäischen Aktiengesellschaften geführt wurden. Die 
Auswahl der Unternehmen erfolgte so, dass sowohl unterschiedliche Veränderungstypen 
(vgl. Abschnitt 3) als auch unterschiedliche Branchen und Unternehmensgrößen berück-
sichtigt wurden. 
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Analyse relevanter Unternehmensdokumente (Beteiligungsvereinbarungen, SE-Grün-
dungspläne, Pressemitteilungen, Geschäftsberichte etc.).16 

4.1  IndustrieDL SE 
Die IndustrieDL SE gehört dem Veränderungstyp 1a an (vgl. Tab. 4) und ist ein bör-
sennotierter, international agierender Multibranchenkonzern, der schwerpunktmäßig 
im Bereich bau- und industrienaher Dienstleistungen tätig ist. Obwohl die 
IndustrieDL SE weltweit agiert, nimmt Europa – und hier insbesondere Deutschland 
als Konzernsitz – eine bedeutende Rolle ein. Dies spiegelt sich sowohl in der Umsatz- 
als auch Beschäftigtenstruktur der IndustrieDL SE wider, da in Europa rund 80 Pro-
zent des Umsatzes erwirtschaftet wird und rund 90 Prozent der Arbeitnehmer, davon 
etwa die Hälfte in Deutschland, beschäftigt sind. Insbesondere in den letzten Jahren 
haben Unternehmenszukäufe zu einer verstärkten Internationalisierung des Konzerns 
beigetragen. Die IndustrieDL SE wurde im Jahr 2010 auf dem Weg der formwech-
selnden Umwandlung der konzernleitenden, deutschen Aktiengesellschaft gegründet.  

Ausgangslage und Motive für die SE-Gründung  
Vor der SE-Gründung bestand in der Aktiengesellschaft ein nach dem deutschen 
Mitbestimmungsgesetz von 1976 paritätisch zusammengesetzter Aufsichtsrat mit 20 
Mitgliedern. Die zehn Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat setzten sich aus sieben 
deutschen Arbeitnehmern des Unternehmens, darunter ein Vertreter der leitenden 
Angestellten, und drei externen Vertretern einer deutschen Gewerkschaft zusammen. 
Zusätzlich existierten vor der SE-Gründung zwei Europäische Betriebsräte im Kon-
zern. Zum einen bestand seit 1996 ein nach Artikel 13 der EBR-Richtlinie gegründeter 
EBR auf der Ebene der Konzernobergesellschaft, dem Arbeitnehmervertreter aus vier 
Ländern angehörten. Zum anderen wurde im Jahr 2007 für einen zuvor aufgekauften 
Teilkonzern, der bis dahin nicht in den bestehenden EBR integriert wurde, ein zweiter 
EBR im Konzern gegründet. Rückblickend bewerten sowohl die befragten Manage-
ment- als auch die Arbeitnehmervertreter die Arbeit der EBRs eher kritisch. So waren 
nur wenige Länder in die Arbeit der beiden EBRs tatsächlich einbezogen und die Ak-
tivitäten beschränkten sich vor allem auf einen vom Umfang her begrenzten Informa-
tionsaustausch in der jährlichen Sitzung.  

Laut den Angaben des Umwandlungsplans und der befragten Management- und 
Arbeitnehmervertreter wurde die Umwandlung in eine SE vor allem aus zwei Grün-
den verfolgt. Zum einen wollte man mit der europäischen Rechtsform das europäi-
sche Selbstverständnis des Konzerns nach außen sichtbar machen, um der verstärkten 
Internationalisierung der Geschäftstätigkeiten Rechnung zu tragen. Zum anderen 
verfolgte man das Ziel, den Aufsichtsrat von 20 Mitgliedern auf 12 Mitglieder zu ver-
kleinern, um einer modernen und effizienten Unternehmensführung zu entsprechen. 
Weder die Möglichkeit der vereinfachten Sitzverlegung noch die Option des Wechsels 

                                                           
16  In beiden Unternehmen wurden jeweils zwei unternehmensangehörige Arbeitnehmerver-

treter und ein Managementvertreter interviewt, die an dem Verhandlungsprozess beteiligt 
waren. Im ersten Unternehmen wurde zusätzlich ein in die Verhandlungen eingebundener 
Gewerkschaftsvertreter befragt, der kein Beschäftigter des Unternehmens ist. 
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von einer dualistischen zu einer monistischen Organstruktur hat in diesem Unterneh-
men bei der Entscheidung, eine SE zu gründen, eine Rolle gespielt.  

Verhandlungen über die Arbeitnehmerbeteiligung  
Im Fall der IndustrieDL SE waren die Verhandlungen insgesamt stark durch die be-
stehenden Austauschbeziehungen und Interaktionskulturen zwischen den deutschen 
Betriebsräten und den Gewerkschaftsvertretern auf der einen Seite und dem deut-
schen Konzernmanagement auf der anderen Seite bestimmt. Dies äußert sich zum 
einen darin, dass zwischen diesen Akteuren schon vor Beginn der Verhandlungen mit 
dem BVG eine Verständigung in zentralen Punkten erzielt wurde. So wurde bereits 
während des unternehmensinternen Entscheidungs- und Abstimmungsprozesses über 
die SE-Gründung, der den offiziellen Verhandlungen zwischen BVG und Konzernlei-
tung vorgelagert war, die geplante Verkleinerung des Aufsichtsrates von Seiten des 
Konzernbetriebsrates und der deutschen Gewerkschaft stark kritisiert. Da das Unter-
nehmen an der Verkleinerung des Aufsichtsrates unbedingt festhalten wollte, den 
Umwandlungsbeschluss im Aufsichtsrat aber nicht gegen die Arbeitnehmervertreter 
durchsetzen wollte, um die Zusammenarbeit nicht nachhaltig zu beschädigen, ver-
ständigte man sich schließlich auf einen Kompromiss. Im Gegenzug für die Verkleine-
rung des Aufsichtsrates wurde den Arbeitnehmervertretern zugesichert, dass im Un-
terschied zum Aufsichtsrat der AG die Aufsichtsratsausschüsse der SE paritätisch 
besetzt werden, dass die Arbeitnehmerseite den einzigen stellvertretenden Aufsichts-
ratsvorsitzenden stellt17 und dass zwei Sitze der Arbeitnehmerbank auf Vorschlag der 
im Konzern vertretenen Gewerkschaften vergeben werden. Darüber hinaus einigten 
sich die deutschen Betriebsräte und Gewerkschaftsvertreter mit der Konzernleitung 
darauf, dass in den deutschen Konzerngesellschaften Beiräte gegründet werden kön-
nen, die sich paritätisch aus Arbeitnehmervertretern und Vertretern der konzernlei-
tenden Obergesellschaft zusammensetzen.  

Die im nationalen Rahmen etablierten Austauschbeziehungen waren zum ande-
ren aber auch in den Verhandlungen zwischen dem BVG und der Konzernleitung von 
Bedeutung. Zum einen stellten die deutschen Vertreter mit insgesamt sechs Delegier-
ten, darunter zwei hauptamtliche Gewerkschaftsvertreter, die größte Gruppe inner-
halb des BVGs dar. Zum anderen kannten sich vor Beginn der Verhandlungen weder 
die anderen Arbeitnehmervertreter untereinander noch existierten Verhandlungserfah-
rungen mit der Konzernleitung, so dass auch in den Verhandlungen zwischen dem 
BVG und der Konzernleitung auf die im nationalen Rahmen langjährig bestehenden 
Austauschbeziehungen zurückgegriffen wurde. Dies spiegelte sich auch darin wider, 
dass zwischen den offiziellen Verhandlungsrunden die strittigen Punkte in persön-
lichen Gesprächen zwischen der deutschen Konzernleitung und den deutschen Ge-
werkschaftsvertretern sowie dem Konzernbetriebsratsvorsitzenden diskutiert wurden. 
Dabei waren die deutschen Vertreter im BVG aber immer auch bemüht, die Arbeit-

                                                           
17  Im Unterschied zum deutschen Mitbestimmungsgesetz gibt es für die SE keine gesetz-

liche Bestimmung, dass der 1. Stellvertreter ein Arbeitnehmervertreter sein muss (vgl. 
Köstler 2011: 28). Oftmals werden in mitbestimmten SE zwei Stellvertreter gewählt, von 
denen einer ein Arbeitnehmervertreter ist. 
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nehmervertreter der anderen Länder miteinzubeziehen. Insbesondere waren die deut-
schen Gewerkschaftsvertreter im BVG von Bedeutung, die die Mitglieder des BVG 
mit den notwendigen Informationen zu den Verhandlungen und den bestehenden 
Mitbestimmungsstrukturen im Konzern versorgten und so insgesamt zu einem besse-
ren Verständnis unter den BVG-Mitgliedern beitrugen.  

Nachdem für die Mitbestimmung im Aufsichtsrat bereits im Vorfeld eine grund-
sätzliche Einigung erzielt werden konnte, fokussierten sich die Verhandlungen zwi-
schen dem BVG und der Konzernleitung in erster Linie auf den SE-Betriebsrat. Im 
Mittelpunkt der Diskussion standen vor allem die Größe und Zusammensetzung des 
SE-Betriebsrates und seines geschäftsführenden Ausschusses, die Definition der Zu-
ständigkeit des SE-Betriebsrates, die Amtssprache und das Verfahren zur Unterrich-
tung und Anhörung bei außergewöhnlichen Umständen. Während den Verhandlun-
gen griffen sowohl die Unternehmensvertreter als auch die Mitglieder des BVGs auf 
bereits abgeschlossene Beteiligungsvereinbarungen anderer Unternehmen und die 
gesetzliche Auffanglösung als Orientierungspunkt zurück. Dabei wurde von beiden 
Seiten die Auffanglösung als allgemeines Drohmittel begriffen, um zu weitgehende 
Forderungen der Gegenseite zurückweisen zu können. Allerdings betonten sowohl die 
Management- als auch die Arbeitnehmervertreter in den Interviews, dass nie ernsthaft 
beabsichtigt war, die Verhandlungen tatsächlich scheitern zu lassen, so dass die gesetz-
liche Auffanglösung zum Tragen gekommen wäre.  

Zusammenfassend lässt sich für den Fall der IndustrieDL SE konstatieren, dass 
die Verhandlungen zum einen stark durch die im organisationalen Kontext veranker-
ten unternehmensspezifischen Austauschbeziehungen zwischen Management- und 
Arbeitnehmervertretern, die wiederum in die nationalen Arbeitsbeziehungen des Sitz-
landes eingebettet sind, geprägt waren. Zum anderen wird deutlich, dass insbesondere 
auch die, im strukturellen Kontext zu verortende, gesetzliche Auffanglösung der SE-
Richtlinie bzw. des deutschen SE-Beteiligungsgesetzes in den Verhandlungen von 
großer Bedeutung war. Zwar stand im Fall der IndustrieDL SE zu keinem Zeitpunkt 
die Anwendung der Auffanglösung ernsthaft zur Debatte, allerdings war sie sowohl 
für die Management- als auch für die Arbeitnehmerseite in den Verhandlungen ein 
wichtiger Orientierungspunkt und diente wechselseitig als Machtressource zur Durch-
setzung der eigenen Interessen.  

Arbeitnehmerbeteiligung in der IndustrieDL SE  
Entsprechend der geschlossenen Vereinbarung besteht in der IndustrieDL SE ein 
paritätisch besetzter Aufsichtsrat mit insgesamt 12 Mitgliedern. Die sechs Arbeitneh-
mervertreter setzen sich aus drei deutschen und einem polnischen Arbeitnehmer des 
Unternehmens sowie zwei externen Gewerkschaftsvertretern, die die beiden größten 
im Unternehmen vertretenen deutschen Gewerkschaften repräsentieren, zusammen. 
Der Vergleich zur Situation vor der SE-Gründung zeigt, dass sich im Fall der 
IndustrieDL SE sowohl die Anzahl als auch die Zusammensetzung der Arbeitneh-
mervertreter im Aufsichtsrat verändert hat. Zum einen ist nun ein Gewerkschaftsver-
treter weniger im Aufsichtsrat vertreten und zum anderen wird in der SE nun erstmals 
auch ein nicht-deutscher Arbeitnehmervertreter an Entscheidungen des Aufsichtsrates 
beteiligt. Darüber hinaus hat die SE-Gründung dazu geführt, dass die leitenden Ange-
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stellten nicht länger mit einem eigenen Vertreter im Aufsichtsrat vertreten sind. Wäh-
rend die Verkleinerung des Aufsichtsrates im Rahmen der SE-Gründung kontrovers 
diskutiert wurde, war die fehlende Vertretung der leitenden Angestellten im Aufsichts-
rat der SE allerdings kein Diskussionspunkt, da die leitenden Angestellten nicht im 
BVG vertreten waren und auch im Konzern nur schwach organisiert sind.  

Zusätzlich haben sich die Konzernleitung und das BVG darauf geeinigt, einen 
SE-Betriebsrat zu gründen, der die beiden zuvor existierenden Europäischen Betriebs-
räte ersetzt. Der SE-Betriebsrat, der sich aus 21 Arbeitnehmervertretern aus 14 Län-
dern zusammensetzt, ist für Angelegenheiten zuständig, die sich auf Konzerngesell-
schaften und Betriebe in mindestens zwei Ländern des Geltungsbereiches der Verein-
barung auswirken, und wird zweimal jährlich von der Konzernleitung unterrichtet und 
angehört. Insgesamt zeigt sich, dass die in der Beteiligungsvereinbarung niedergelegten 
Bestimmungen zum SE-Betriebsrat in einigen Punkten über die gesetzliche Auffang-
lösung hinaus gehen (u.a. häufigere Unterrichtung und Anhörung, Erweiterung des 
Themenkatalogs zur Unterrichtung und Anhörung, Recht, mit der Konzernleitung 
gemeinsame Leitlinien zu verabschieden), während sie in anderen Regelungsbereiche 
hinter ihr zurück bleiben (u.a. bei den im Rahmen der Information vorzulegenden 
Unterlagen). Somit ist zu konstatieren, dass die Auffanglösung zwar als Orientie-
rungspunkt und Machtmittel in den Verhandlungen von Bedeutung war, dass aber in 
der schließlich getroffenen Vereinbarung auch Abweichungen von den gesetzlichen 
Mindestvorgaben nach oben und unten festzustellen sind.  

Aus der Perspektive der befragten Management- und Arbeitnehmervertretern hat 
sich im Vergleich zum vorher existierenden EBR der Informations- und Konsultati-
onsprozess auf europäischer Ebene deutlich verbessert und besitzt nun einen deutlich 
höheren Stellenwert im Konzern. Dabei wird der SE-Betriebsrat von Seiten der Kon-
zernleitung auch als ein Medium genutzt, um die Unternehmenspolitik in die einzel-
nen europäischen Länder zu tragen, was insbesondere vor dem Hintergrund einer 
stärkeren Vernetzung der Personalarbeit im Konzern von Bedeutung ist. Aus Sicht 
des SE-Betriebsratsvorsitzenden kommt dem SE-Betriebsrat allein deshalb ein hoher 
Stellenwert zu, da er die Arbeitnehmervertreter für den Aufsichtsrat wählt.  

In den bisherigen Sitzungen stand neben einer umfassenden Information über die 
Entwicklungen im Unternehmen und über länderübergreifende Personalthemen, vor 
allem der Austausch über die Arbeitsbedingungen und die Beschäftigungssituation der 
Arbeitnehmer in den einzelnen Ländern im Mittelpunkt. Von Seiten des SE-
Betriebsrates wird die Information durch die Konzernleitung als sehr zufriedenstel-
lend bewertet, da bislang sehr offen über die Entwicklungen im Konzern berichtet 
wird und deutlich mehr Informationen zur Verfügung gestellt werden, als die Verein-
barung vorgibt. Auch wenn im Rahmen der Sitzungen einzelne Ländervertreter über 
Probleme in ihrem Land berichteten, war das Konzernmanagement bislang sehr be-
müht, sich der Probleme anzunehmen, obwohl es sich nicht immer um länderüber-
greifende Angelegenheiten gehandelt hat, die in die Zuständigkeit des SE-Betriebsrates 
fallen. Darin spiegelt sich auch die Bedeutung des SE-Betriebsrates für die nicht-
deutschen Arbeitnehmervertreter wider, die nun einen direkten Kontakt zum Kon-
zernmanagement besitzen, um Problemlagen zu erörtern. Die Bedeutung des SE-
Betriebsrates für die Arbeitnehmer der anderen europäischen Standorte zeigt sich 
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zudem darin, dass der SE-Betriebsrat zurzeit versucht, mit dem Konzernmanagement 
eine Regelung zu finden, um die bislang nur für die deutschen Arbeitnehmer gelten-
den Bonuszahlungen des Mutterkonzerns auf alle europäischen Mitarbeiter auszuwei-
ten. Insgesamt bleibt abzuwarten, inwiefern sich der SE-Betriebsrat zu einem Ver-
handlungspartner der Konzernleitung entwickeln wird und seinen Stellenwert im Un-
ternehmen festigen kann.  

Vor dem Hintergrund der bisherigen Erfahrungen sind sowohl die Management-
seite als auch der SE-Betriebsrat mit der geschlossenen Beteiligungsvereinbarung zu-
frieden und sehen zurzeit keine Notwendigkeit für Veränderungen. Rückblickend hat 
sich aus Sicht der befragten Arbeitnehmervertreter die SE-Gründung insgesamt posi-
tiv auf die Arbeitnehmerbeteiligung im Konzern ausgewirkt. Zum einen hat sich ein 
funktionierender Informationsaustausch zwischen Konzernleitung und SE-Betriebsrat 
auf europäischer Ebene entwickelt, der zuvor – trotz Europäischer Betriebsräte – 
nicht in der Qualität bestanden hat. Zum anderen konnten im Gegenzug für die Auf-
sichtsratsverkleinerung mit der paritätischen Besetzung der Aufsichtsratsausschüsse 
und der Beiräte in den deutschen Konzerngesellschaften die Mitbestimmungs-
möglichkeiten im Konzern insgesamt verbessert werden. Wenn man diese aus den 
Interviews mit den beteiligten Akteuren gewonnenen Erkenntnisse den Ergebnissen 
der quantitativen Analyse gegenüberstellt, wird deutlich, dass sich zwar im Fall der 
IndustrieDL SE keine Veränderungen hinsichtlich der Existenz der Beteiligungsfor-
men ergeben haben, dass sich aber durchaus Veränderungen hinsichtlich der gelebten 
Beteiligungspraxis feststellen lassen, die sich auch in den subjektiven Wahrnehmungen 
der beteiligten Akteure widerspiegeln.  

4.2  Bau SE 
Bei der Bau SE handelt es sich um die Konzernobergesellschaft einer mittelständi-
schen, nicht börsennotierten, inhabergeführten Unternehmensgruppe, die der Bau-
branche angehört und dem Veränderungstyp 2b (vgl. Tab. 4) zugeordnet wurde. Die 
Unternehmensgruppe hatte zum Zeitpunkt der SE-Gründung Niederlassungen in fünf 
europäischen Ländern, wobei der Schwerpunkt der Aktivitäten und auch die Mehrheit 
der Beschäftigten in Deutschland angesiedelt ist. Die SE ist im Jahr 2010 registriert 
worden und wurde in einem zweischrittigen Verfahren gegründet. Um die Gründung 
auf dem Weg der Umwandlung vollziehen zu können, wurde zunächst die als GmbH 
firmierende Obergesellschaft der Unternehmensgruppe in eine Aktiengesellschaft 
überführt; anschließend wurde diese dann formwechselnd in eine SE umgewandelt.  

Ausgangslage und Motive für die SE-Gründung  
Vor der SE-Gründung bestand weder in der Obergesellschaft noch in einer der Toch-
tergesellschaften ein mitbestimmter Aufsichtsrat. Ebenfalls existierte kein Europäi-
scher Betriebsrat in der Unternehmensgruppe, obwohl diese zum Zeitpunkt der SE-
Gründung der EBR-Richtlinie unterlag. Bis dahin hatten aber weder die Arbeitnehmer 
aus Deutschland noch aus anderen europäischen Ländern versucht, einen Europäi-
schen Betriebsrat im Unternehmen zu gründen. Auf nationaler Ebene existiert hinge-
gen ein Betriebsrat am Unternehmenssitz in Deutschland, der zum Zeitpunkt der SE-
Gründung das einzige Betriebsratsgremium in der ganzen Unternehmensgruppe war. 
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Allerdings fühlt sich der Betriebsrat am Unternehmenssitz nicht nur für die Belange 
der Beschäftigten im Betrieb vor Ort verantwortlich, sondern versucht auch als An-
sprechpartner für die Beschäftigten der anderen Betriebe in Deutschland zu fungieren, 
was letztlich zu einer hohen Arbeitsbelastung für die wenigen freigestellten Betriebsrä-
te am Unternehmenssitz führt. Die Zusammenarbeit zwischen dem Betriebsrat und 
der Geschäftsleitung verlief in der Vergangenheit nicht immer konfliktfrei, so dass 
auch einzelne Sachverhalte vor dem Arbeitsgericht geklärt werden mussten. Während 
die Geschäftsführung die Rolle des Betriebsrates mittlerweile akzeptiert und um eine 
kooperative Zusammenarbeit bemüht ist, steht sie gewerkschaftlichen Aktivitäten im 
Unternehmen kritischer gegenüber.  

Laut dem Umwandlungsplan des Unternehmens hat man sich für die Gründung 
einer SE entschieden, um den begonnenen Ausbau des europaweit und international 
agierenden Unternehmens weiter voranzutreiben. Dies wird auch dadurch unterstri-
chen, dass gerade in den letzten Jahren der europäische Markt für das Unternehmen 
zunehmend an Bedeutung gewonnen hat. Dabei soll aus Sicht der Unternehmenslei-
tung die Rechtsform der SE nicht nur zu einem internationalen Prestigegewinn und 
der Stärkung der europäischen und internationalen Marke beitragen, sondern auch 
eine offene und internationale Unternehmenskultur stärken. In den Interviews beton-
ten aber sowohl die Management- als auch die Arbeitnehmervertreter, dass die Ver-
meidung der Unternehmensmitbestimmung der Hauptgrund für die Gründung der SE 
war. So war der Konzern in den Jahren zuvor stark gewachsen und beschäftigte zum 
Zeitpunkt der SE-Gründung in Deutschland rund 1.900 Arbeitnehmer, so dass er bei 
weiterem Beschäftigungswachstum unter das Mitbestimmungsgesetz von 1976 gefal-
len wäre.18 Da man als eigentümergeführtes Familienunternehmen ein Mitsprache-
recht der Arbeitnehmer und insbesondere externer Gewerkschaftsvertreter an Unter-
nehmensentscheidungen im Aufsichtsrat vermeiden wollte, informierte sich die Un-
ternehmensleitung mit der Unterstützung externer Juristen über Möglichkeiten, die 
Mitbestimmung im Aufsichtsrat trotz steigender Arbeitnehmerzahlen zu umgehen. 
Nach eingehender Prüfung erschien die SE dabei letztlich als beste Lösung, um dieses 
Ziel zu erreichen.  

Verhandlungen über die Arbeitnehmerbeteiligung  
Nachdem die Unternehmensleitung die SE-Gründung beschlossen hatte, wurden 
entsprechend der gesetzlichen Vorgaben die Arbeitnehmer der Unternehmensgruppe 
über das Vorhaben schriftlich informiert und aufgefordert, ein besonderes Verhand-
lungsgremium zu bilden. Auf Grundlage der Beschäftigtenzahlen der Unternehmens-
gruppe hätte sich das zu bildende BVG eigentlich aus 14 Arbeitnehmervertretern aus 
fünf europäischen Ländern zusammensetzen müssen. Im Endeffekt wurden aber nur 
deutsche Vertreter in das BVG gewählt, so dass letztlich keine Arbeitnehmervertreter 
der anderen europäischen Standorte an den Verhandlungen beteiligt waren. Darüber 

                                                           
18  Aufgrund der im Drittelbeteiligungsgesetz enthaltenen Konzernklausel, bei der im Unter-

schied zum Mitbestimmungsgesetzes von 1976 die Zurechnungsbestimmungen zum 
Konzern weniger scharf gefasst sind, bestand vor der SE-Gründung in der Unterneh-
mensgruppe keine Mitbestimmung nach dem Drittelbeteiligungsgesetz. 
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hinaus waren auch keine Gewerkschaftsvertreter in die Verhandlungen involviert, so 
dass im Unterschied zur IndustrieDL SE nur Beschäftigte des Unternehmens dem 
BVG angehörten.  

Vor dem Hintergrund der beschriebenen Ausgangslage war in den Verhandlun-
gen vor allem die Aufsichtsratsmitbestimmung ein strittiger Punkt. Die Arbeitneh-
mervertreter versuchten zunächst eine Beteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
der SE durchzusetzen, was die Unternehmensseite aber strikt ablehnte. So unterstrich 
die Unternehmensleitung mit Verweis auf die Auffanglösung, dass sie nicht dazu ver-
pflichtet sei, Mitbestimmungsrechte im Aufsichtsrat zu gewähren. Um dies nicht zu 
gefährden und um ein Statusverfahren zu verhindern, achtete die Unternehmenslei-
tung zudem während den laufenden Verhandlungen sehr genau darauf, die Schwelle 
von 2.000 Beschäftigten im Inland nicht zu überschreiten. Auch der im Laufe der 
Verhandlungen entwickelte Kompromissvorschlag des BVGs, einen beratenden Ver-
treter der Arbeitnehmer in den Aufsichtsrat zu integrieren, der nur bei bestimmten 
Themen und ohne Stimmberechtigung an den Sitzungen teilnimmt, wurde von Un-
ternehmensseite schließlich abgelehnt. Letztlich hatte das BVG in den Verhandlungen 
kein Druckmittel, um seine Forderungen durchsetzen zu können, da bei einem Schei-
tern oder einer Nicht-Einigung aufgrund der Vorher-Nachher-Regelung die Auffang-
lösung ohne Mitbestimmung im Aufsichtsrat zum Tragen gekommen wäre.  

Unterschiedliche Verhandlungspositionen bestanden auch hinsichtlich der Rege-
lungen zur Information und Konsultation. Während die Unternehmensleitung zu-
nächst versuchte, ein anderes Verfahren zur Information und Konsultation zu imple-
mentieren, bei dem die Informations- und Konsultationsrechte auf den bestehenden 
Betriebsrat am Unternehmenssitz übertragen werden sollten, um Kosten und Auf-
wand möglichst gering zu halten, forderte das BVG mit Verweis auf die gesetzliche 
Auffanglösung zwingend die Einrichtung eines SE-Betriebsrates. Dabei war den Mit-
gliedern des BVGs insbesondere wichtig, mit der Beteiligungsvereinbarung keine Fak-
ten zu schaffen, die die Arbeitnehmervertretung in Zukunft eventuell nachteilig beein-
flussen könnten. Letztlich einigten sich beide Seiten in Anlehnung an die Auffanglö-
sung auf die Einrichtung eines SE-Betriebsrates, wobei insbesondere noch einmal die 
Frage der Häufigkeit der Information und Konsultation in den Verhandlungen strittig 
war.  

Die Analyse zeigt, dass auch im Fall der Bau SE sowohl die im nationalen Rah-
men etablierten Austauschbeziehungen als auch die Bestimmungen der gesetzlichen 
Auffanglösung für die Verhandlungen von Bedeutung waren. Dabei wird allerdings 
deutlich, dass gerade für den Verhandlungsgegenstand der Unternehmensmitbestim-
mung die Handlungsressourcen der Arbeitnehmerseite durch das Vorher-Nachher-
Prinzip der Auffanglösung deutlich eingeschränkt waren. Vielmehr konnte in diesem 
Fall die Unternehmensleitung die gesetzliche Auffanglösung als Druckmittel einsetzen, 
um die Forderungen des BVGs nach einer Beteiligung der Arbeitnehmer im Auf-
sichtsrat zurückzuweisen.  

Arbeitnehmerbeteiligung in der Bau SE  
Wie dargestellt wurde, ist für die Bau SE keine Unternehmensmitbestimmung verein-
bart worden, so dass sich der Aufsichtsrat ausschließlich aus Anteilseignervertretern 



30  Sophie Rosenbohm: Verhandelte Arbeitnehmerbeteiligung 

zusammensetzt. Somit war die von der Unternehmensleitung verfolgte Strategie, mit 
der SE-Gründung die Unternehmensmitbestimmung zu vermeiden, letztlich erfolg-
reich. Dies zeigt sich auch daran, dass bereits kurz nach der SE-Gründung der Kon-
zern mehr als 2.000 Arbeitnehmer in Deutschland beschäftigte, so dass ohne SE-
Umwandlung die Bestimmungen des Mitbestimmungsgesetzes von 1976 zur Anwen-
dung gekommen wären. Laut der abgeschlossenen SE-Beteiligungsvereinbarung ist in 
der Bau SE ein SE-Betriebsrat eingerichtet worden, der zweimal jährlich von der Un-
ternehmensleitung unterrichtet und angehört wird. Dabei soll sich der SE-Betriebsrat 
entsprechend der gesetzlichen Auffanglösung zusammensetzen, so dass eigentlich ein 
europäisch besetztes Informations- und Konsultationsgremium im Unternehmen 
existieren müsste. Die Praxis zeigt allerdings, dass – wie schon beim BVG – auch im 
SE-Betriebsrat keine Arbeitnehmervertreter der anderen europäischen Standorte ver-
treten sind. Somit setzt sich der SE-Betriebsrat zurzeit ausschließlich aus deutschen 
Betriebsräten zusammen.  

Im Unterschied zum ersten Fall informiert die Unternehmensleitung der Bau SE 
den SE-Betriebsrat nicht in einer gemeinsamen Sitzung, sondern mittels eines schrift-
lichen Berichts, der die wirtschaftliche Situation der Unternehmensgruppe und der 
einzelnen Gesellschaften beschreibt sowie über relevante Personalmaßnahmen im 
Konzern informiert. Von der bestehenden Möglichkeit, den Bericht gemeinsam mit 
der Unternehmensleitung zu erörtern, hat der SE-Betriebsrat bislang keinen Gebrauch 
gemacht, so dass noch keine Konsultationen zwischen dem SE-Betriebsrat und der 
Unternehmensleitung stattgefunden haben. Der SE-Betriebsrat ist somit zurzeit nicht 
in der Lage, eigene Handlungsressourcen auf europäischer Ebene zu entwickeln, die 
über die nationalen Beteiligungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten hinausreichen wür-
den. Darüber hinaus messen sowohl die Unternehmensleitung als auch die Arbeit-
nehmervertreter dem SE-Betriebsrat nur einen geringen Stellenwert zu. Dies spiegelt 
sich auch darin wider, dass die Unternehmensleitung den SE-Betriebsrat nach wie vor 
für überflüssig hält und lieber ein anderes Verfahren zur Information und Konsultati-
on vereinbart hätte. Zwar will sich der SE-Betriebsratsvorsitzende bemühen, künftig 
auch Vertreter der nicht-deutschen Standorte in die Arbeit einzubeziehen, momentan 
sieht er sich dazu aber aufgrund der zeitlichen Belastung im Rahmen seiner sonstigen 
Betriebsratstätigkeit nur schwer in der Lage. Zusammenfassend lässt sich somit kon-
statieren, dass sich im Unternehmen bislang noch kein wirklich funktionierendes In-
formations- und Konsultationsverfahren auf europäischer Ebene entwickelt hat, son-
dern der SE-Betriebsrat vor allem auf dem Papier existiert. Auf Grundlage der Inter-
views mit den beteiligten Akteuren zeigt sich somit ein anderes Bild über die Funkti-
onsweise des SE-Betriebsrates, als die Auswertung der formal existierenden Beteili-
gungsmöglichkeiten zunächst vermuten ließ.  

Obwohl die Arbeitnehmervertreter das Gesamtergebnis der Verhandlungen we-
gen der Umgehung der Mitbestimmung im Aufsichtsrat rückblickend kritisieren, sind 
sie dennoch mit der geschlossenen Vereinbarung zufrieden, da sie ihrer Einschätzung 
nach aufgrund der Rahmenbedingungen kein besseres Ergebnis hätten erzielen kön-
nen. Somit zielt die Kritik der Arbeitnehmervertreter vor allem auf die Gesetzeslage 
ab, die das Einfrieren der Mitbestimmungsrechte in ihrem Fall ermöglichte. Auch die 
Unternehmensleitung ist, trotz der geäußerten Kritik am SE-Betriebsrat, mit der ge-
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schlossenen Beteiligungsvereinbarung und dem Gründungsprozess zufrieden, da sich 
mit der SE-Umwandlung die beabsichtigten Ziele realisieren ließen.  

5. Fazit 
Ziel des vorliegenden Beitrages war es, die Aushandlungsprozesse zwischen Manage-
ment- und Arbeitnehmervertretern im Rahmen von SE-Gründungen und die daraus 
resultierenden Ergebnisse und ihre Wirkungen zu analysieren. Die Untersuchung ist 
dabei insbesondere für die Arbeitsbeziehungen in Deutschland von Bedeutung, da 
knapp 80 Prozent der SE mit verhandelten Arbeitnehmerbeteiligungsformen hier 
angesiedelt sind (vgl. ETUI 2013). Die empirischen Ergebnisse zeigen, dass sich die 
untersuchten SE unterschiedlichen Veränderungstypen zuordnen lassen, die sich darin 
unterscheiden, ob die bisher praktizierten Formen der Arbeitnehmerbeteiligung ver-
ändert oder reproduziert werden. Während in der Mehrheit der Fälle der Status quo 
erhalten wurde, hat die SE-Gründung in einigen Fällen dazu geführt, dass mit der 
Etablierung eines europäischen Informations- und Konsultationsgremiums neue Be-
teiligungsformen in den Unternehmen entstanden sind.  

Ein Punkt, der immer wieder sowohl in der wissenschaftlichen als auch in der po-
litischen Debatte um die Europäische Aktiengesellschaft aufgeworfen wird, ist die 
Frage nach möglichen Rückwirkungen auf die deutsche Unternehmensmitbestim-
mung. In diesem Zusammenhang hat die vorliegende Analyse für die in Deutschland 
angesiedelten SE gezeigt, dass die Gründung einer SE zu keinen grundlegenden Ver-
änderungen hinsichtlich der Existenz der Unternehmensmitbestimmung führt. So 
wird auf der einen Seite die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat dort 
beibehalten, wo sie auch schon vor der SE-Gründung bestanden hat, während auf der 
anderen Seite kein Fall identifiziert werden konnte, bei dem es durch die SE-
Gründung zur erstmaligen Einführung oder zu einer Beschränkung der Mitbestim-
mung im Aufsichts- oder Verwaltungsrat gekommen ist. Während dieses Ergebnis 
darauf hindeutet, dass bestehende Arbeitnehmerbeteiligungsformen durch eine SE-
Gründung nicht grundsätzlich unterminiert werden, ist auf Grundlage der ergänzen-
den Fallbeispiele allerdings zu konstatieren, dass die Frage der Arbeitnehmerbeteili-
gung bei der Entscheidung für die Unternehmensform der SE durchaus von Bedeu-
tung sein kann. So hat der Fall der Bau SE gezeigt, dass eine SE-Gründung auch zu 
einer „vorauseilenden Mitbestimmungsflucht“ (Höpner/Waclawczyk 2012: 328) ge-
nutzt werden kann. Da die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat in die-
sem Fall nicht mit dem Selbstverständnis einer inhabergeführten Familiengesellschaft 
vereinbar war, wurde die Rechtsform der SE bewusst gewählt, um auch bei steigender 
Beschäftigtenzahl eine Beteiligung der Beschäftigten an Entscheidungen des Auf-
sichtsrates zu vermeiden. Dass das Einfrieren oder die vorsorgliche Vermeidung der 
Mitbestimmung von Bedeutung ist, wird auch dadurch unterstützt, dass – wie die 
quantitative Auswertung gezeigt hat – in einigen Fällen die SE-Gründung kurz vor 
dem Erreichen der mitbestimmungsrelevanten Schwellenwerte erfolgt ist. Somit be-
stehen Anzeichen, dass der europäische Rechtsrahmen im Sinne einer vom Gesetzge-
ber nicht-intendierten Folge von einigen Unternehmen dazu genutzt wird, um den 
deutschen gesetzlichen Regelungen zur Unternehmensmitbestimmung zu entgehen 
bzw. um striktere Formen der Mitbestimmung zu vermeiden. Dabei deuten die Er-
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gebnisse darauf hin, dass dies gerade in inhabergeführten Familienunternehmen von 
Bedeutung ist, und kann somit einen ersten Hinweis dafür liefern, wieso eine SE-
Gründung auch für mittelständische Familienunternehmen attraktiv erscheint.  

Allerdings wäre es zu verkürzt, die SE-Gründungen allein unter dem Aspekt der 
vorauseilenden Mitbestimmungsflucht zu betrachten. So hat sowohl die quantitative 
Analyse als auch der Fall der IndustrieDL SE gezeigt, dass die SE-Gründungen nicht 
immer im Zusammenhang mit den mitbestimmungsrelevanten Schwellenwerten ste-
hen, sondern auch der Schaffung von effizienteren Unternehmensstrukturen und der 
Stärkung eines europäischen Unternehmensprofils dienen können. Zudem unter-
streicht der Fall der IndustrieDL SE, dass eine SE-Gründung auch zu einer veränder-
ten Beteiligungspraxis führen kann, die von den beteiligten Akteuren als eine Verbes-
serung der Mitwirkungsmöglichkeiten empfunden wird – ein Ergebnis, das noch ein-
mal unterstreicht, dass es wichtig ist, nicht nur die formalen Beteiligungsrechte in den 
Unternehmen zu analysieren, sondern den Blick zugleich auch auf die Beteiligungs-
praxis und die subjektiven Wahrnehmungen der Akteure zu richten.  

Darüber hinaus zeigen die empirischen Ergebnisse auch, dass durch die im Rah-
men der SE-Gründung stattfindenden Verhandlungsprozesse die Beteiligungsmög-
lichkeiten der Arbeitnehmer auf europäischer Ebene gestärkt werden können. In rund 
einem Drittel der untersuchten Unternehmen können sich durch die Einrichtung von 
europäischen Informations- und Konsultationsgremien Arbeitnehmervertreter aus 
verschiedenen Ländern erstmals austauschen und in einen gemeinsamen Dialog mit 
der Unternehmensleitung treten. Ein Aspekt der insbesondere auch für die nicht-
deutschen Arbeitnehmervertreter von Bedeutung ist, da sie nun einen direkten Kon-
takt zum deutschen Konzernmanagement besitzen und somit besser über Entwick-
lungen im Unternehmen informiert sein können. Auf dieser Ebene kann die SE somit 
zu einer neuen Dynamik hinsichtlich der Information und Konsultation der Arbeit-
nehmer auf europäischer Ebene beitragen – ein Aspekt, der bislang in der Diskussion 
um die Auswirkungen von SE-Gründungen kaum beachtet worden ist. Dabei zeigen 
die dargestellten Fallbeispiele sehr deutlich, dass – ähnlich wie bei den Europäischen 
Betriebsräten (vgl. z.B. Hauser-Ditz et al. 2011; Platzer 2009) – die Handlungsfähigkeit 
und Kompetenzen dieser Gremien unterschiedlich ausgestaltet sind. Wie der Fall der 
Bau SE gezeigt hat, muss die Festschreibung eines SE-Betriebsrates in der SE-
Beteiligungsvereinbarung noch nicht zu einer gelebten grenzüberschreitenden Koope-
ration der Arbeitnehmervertreter führen. Hingegen gibt es auch Anzeichen, dass sich 
einige SE-Betriebsräte zu Verhandlungspartnern der Unternehmensleitung entwickeln 
und eine aktive Rolle in der Regulierung der Arbeitsbedingungen auf europäischer 
Ebene spielen können. Darüber hinaus zeigt der Fall der IndustrieDL SE, dass von 
der SE-Gründung auch neue Impulse für bereits bestehende europäische Vertre-
tungsorgane ausgehen können.  

Insgesamt ist zu konstatieren, dass die Verhandlungsergebnisse nur durch die Re-
konstruktion der Verhandlungsprozesse in den Unternehmen nachzuvollziehen sind. 
Dabei bietet sich die Gelegenheit zu analysieren, welche Rolle Akteure bei der Schaf-
fung, der Aufrechterhaltung und dem Aufbrechen bestehender Beteiligungsnormen 
spielen. Die Ergebnisse zeigen, dass nicht nur die Motive für eine SE-Gründung von 
Bedeutung sind, sondern auch die in den Unternehmen bestehenden Austauschbezie-
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hungen zwischen Unternehmensleitung und Arbeitnehmervertretern einen Einfluss 
haben. In diesem Zusammenhang kann auf Grundlage der hier dargestellten Fallstudi-
en festgestellt werden, dass die Verhandlungen über die Arbeitnehmerbeteiligung im 
Rahmen von SE-Gründungen insgesamt stark durch die Verhandlungskulturen am 
Unternehmenssitz geprägt sind. Wie die Analyse außerdem gezeigt hat, wirkt auch die 
gesetzliche Auffanglösung stark handlungsstrukturierend, da sie als Orientierungsrah-
men dient und die Machtressourcen der Verhandlungspartner beeinflusst. Dabei hat 
der Fall der Bau SE gezeigt, dass je nach Ausgangslage die gesetzliche Auffanglösung 
die Handlungsressourcen der Arbeitnehmerseite stark beschränken und vor allem der 
Unternehmensseite als Druckmittel dienen kann.  

Da es sich bei der SE noch um ein relativ neues Phänomen handelt, bleibt abzu-
warten, ob die Zahl der SE-Gründungen weiter zunimmt und inwiefern sich die be-
schriebenen Entwicklungen weiter fortsetzen werden. Dabei ist auch von Bedeutung, 
welche Rolle andere europäische Unternehmensrechtsformen wie die Europäische 
Genossenschaft oder die in der Diskussion befindliche Europäische Privatgesellschaft 
(SPE) bzw. die grenzüberschreitende Verschmelzung nach der 10. gesellschaftsrechtli-
che EU-Richtlinie künftig spielen werden.  
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